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Beschreibung

[0001] Die vorliegende Erfindung betrifft ein Endstück
für eine Partikelstreuanlage eines Schienenfahrzeugs
sowie eine Partikelstreuanlage für ein Schienenfahrzeug
mit einem derartigen Endstück und ein entsprechendes
Schienenfahrzeug.
[0002] Bei Schienenfahrzeugen hängt die Wirkung ei-
ner Bremse oder einer Antriebseinrichtung entscheidend
von dem Kraftschluss zwischen Rädern und Schiene ab,
denn eine Antriebskraft oder Bremskraft wird über die
Räder auf die Schiene übertragen. Dabei bestimmt ein
als Adhäsionsbeiwert oder Kraftschlussbeiwert bezeich-
neter Parameter das auf die Schiene übertragbare Maß
an Bremskraft oder Antriebskraft. Wird mehr Kraft zum
Bremsen oder Beschleunigen des Schienenfahrzeugs
auf ein Rad ausgeübt, als gemäß eines herrschenden
Kraftschlusses über den Rad-Schiene-Kontakt aufge-
nommen werden kann, kann dies zu einem Gleiten,
Schleudern oder Blockieren des Rades führen, was ein
unerwünschter Zustand ist. Der Kraftschluss zwischen
einem Rad und einer Schiene hängt stark von den Rei-
bungsbedingungen zwischen Rad und Schiene ab. Bei
hoher Reibung ist ein hoher Kraftschluss möglich, wäh-
rend bei einer niedrigen Reibung, etwa bei Wasser oder
Eis auf der Schiene, nur ein niedriger Kraftschluss
herrscht. Um die Effizienz insbesondere von Bremsun-
gen zu verbessern, können Schienenfahrzeuge mit Par-
tikelstreuanlagen ausgestattet sein, über die ein Streu-
gut, beispielsweise Sand, auf eine Schiene ausgebracht
werden kann. Durch das Streugut kann die Adhäsion zwi-
schen Rad und Schiene und somit der Kraftschluss ver-
bessert werden.
[0003] Eine Aufgabe der vorliegenden Erfindung be-
steht darin, den Betrieb einer Partikelstreuanlage eines
Schienenfahrzeugs zu verbessern.
[0004] Diese Aufgabe wird durch die Merkmale der un-
abhängigen Ansprüche gelöst.
[0005] Weitere vorteilhafte Ausgestaltungen und Wei-
terbildungen der Erfindung ergeben sich aus den abhän-
gigen Ansprüchen.
[0006] Im Rahmen dieser Beschreibung kann ein
Schienenfahrzeug oder Zug einen oder mehrere Wagen
mit oder ohne eigenen Antrieb und/oder ein Zugfahrzeug
in beliebiger Kombination bezeichnen. Insbesondere
kann ein Schienenfahrzeug Triebwagen aufweisen. Eine
Partikelstreuanlage kann dazu ausgebildet sein, Streu-
gut in Form von Partikeln zum Ausbringen auf eine Schie-
ne bereitzustellen, insbesondere im Bereich eines Rad-
Schiene-Kontaktes. Eine Partikelstreuanlage kann einen
oder mehrere Vorratsbehälter zur Aufnahme und Bereit-
stellung von Streugut beziehungsweise Partikeln aufwei-
sen. Streugut kann sich insbesondere aus Partikeln zu-
sammensetzen. Die Partikel können dazu geeignet sein,
einen Kraftschluss zwischen Schiene und Rad zu ver-
bessern, etwa indem sie eine Reibung zwischen Rad und
Schiene erhöhen. Streugut kann beispielsweise Sand
und/oder keramische Partikel umfassen. Eine Partikel-

streuanlage kann durch eine elektronische Steuervor-
richtung ansteuerbar sein, um Partikel in einem ge-
wünschten Maß bereitzustellen und/oder auszubringen.
Eine Partikelstreuanlage kann insbesondere eine Parti-
kelleiteinrichtung aufweisen. Eine Partikelleiteinrichtung
kann dazu ausgebildet sein, einen von der Partikelstreu-
anlage bereitgestellten Partikelstrom insbesondere in
Richtung der Schiene zu leiten. Eine Partikelleiteinrich-
tung kann starr ausgebildet sein, beispielsweise als ein
Partikelleitrohr, oder flexibel und/oder elastisch, bei-
spielsweise als ein Partikelleitschlauch. Mit einem Parti-
kelstrom kann ein Luftstrom vermischt sein, insbesonde-
re bei einer pneumatischen Partikelstreuanlage. Es kann
vorgesehen sein, dass die Partikelstreuanlage dazu aus-
gebildet ist, Partikel pneumatisch, mechanisch und/oder
unter Ausnutzung der Schwerkraft in eine Partikelleitein-
richtung einzubringen. Ein Endstück für eine Partikel-
streuanlage kann dazu ausgebildet sein, an einem der
Schiene zugewandten oder zuwendbaren Ende einer
Partikelleiteinrichtung angebracht oder anbringbar zu
sein. Das Endstück kann insbesondere separat von der
Partikelleiteinrichtung ausgebildet sein und/oder an der
Partikelleiteinrichtung angebracht oder anbringbar sein.
Es ist vorstellbar, dass das Endstück vermittels einer ge-
eigneten Befestigungsvorrichtung an einer Partikelleit-
einrichtung anbringbar ist. Ein montierter Zustand des
Endstücks kann ein Zustand sein, in welchem das End-
stück an der Partikelleiteinrichtung angebracht ist. Ins-
besondere kann in einem montierten Zustand das End-
stück derart an der Partikelleiteinrichtung angebracht
sein, dass ein Partikelstrom von der Partikelleiteinrich-
tung in das Endstück, durch das Endstück hindurch und
aus dem Endstück hinaus strömen kann. Eine Befesti-
gungsvorrichtung kann beispielsweise Adapter und/oder
eine Schellenanordnung und/oder eine Schraubeinrich-
tung umfassen. Die Verwendung eines separaten End-
stücks kann insbesondere die Wartung und die Repara-
tur der Partikelstreuanlage erleichtern, da ein Endstück
besonders leicht zugänglich ist. Ein Endstück kann all-
gemein eine Eingangsöffnung und eine Ausgangsöff-
nung aufweisen. Zwischen Eingangsöffnung und Aus-
gangsöffnung kann ein Partikelströmungsraum ausge-
bildet sein, in welchem ein Partikelstrom von der Ein-
gangsöffnung zur Ausgangsöffnung zu strömen vermag.
Die Ausgangsöffnung kann eine Öffnung in die Umge-
bung oder den Außenbereich sein, durch welche insbe-
sondere ein Partikelstrom aus dem Endstück ins Freie
und auf die Schiene zu strömen vermag. Eine Eingangs-
öffnung kann derart ausgebildet sein, dass im montierten
Zustand des Endstücks ein Partikelstrom von einer Par-
tikelleiteinrichtung über die Eingangsöffnung in das End-
stück und/oder den Partikelströmungsraum einzuströ-
men vermag. Es ist vorstellbar, dass eine Eingangsöff-
nung im montierten Zustand einen Übergang von der
Partikelleiteinrichtung zum Endstück insbesondere für
einen Partikelstrom definiert. Eine Ausgangsöffnung
kann abgeschrägt ausgebildet sein. Ein Endstück kann
flexibel sein. Ein solches flexibles Endstück ist insbeson-
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dere weniger Empfindlich für Kollisionen und mechani-
sche Beschädigungen als ein starres Endstück. Ein End-
stück ist als flexibel anzusehen, wenn sich in einem mon-
tierten und/oder unmontierten Zustand die Ausgangsöff-
nung relativ zur Eingangsöffnung verschieben und/oder
bewegen
lässt. Somit kann auch ein über eine flexible Verbindung
mit einer Partikelleiteinrichtung verbundenes Endstück
als flexibles Endstück angesehen werden. Ein flexibles
Endstück kann eine oder mehrere elastische Komponen-
ten aufweisen. Es ist vorstellbar, dass in einem montier-
ten Zustand die Eingangsöffnung an einem entsprechen-
den Strömungsausgang der Partikelleiteinrichtung be-
festigt ist. Ein Endstück kann eine Längserstreckung auf-
weisen, welche die Ausgangsöffnung und die Eingangs-
öffnung umfasst. Es ist vorstellbar, dass die Längserstre-
ckung des Endstücks über die Eingangsöffnung hinaus
geht. Beispielsweise kann das Endstück eine kragenar-
tige Struktur ausbilden, welche dazu ausgebildet ist, ei-
nen Teil einer Partikelleiteinrichtung zu umgeben. Eine
derartige kragenartige Struktur kann zum Anbringen des
Endstücks an der Partikelleiteinrichtung vorgesehen
sein. Es kann vorgesehen sein, dass die Eingangsöff-
nung im Inneren des Endstücks angeordnet ist. Ein Par-
tikelströmungsbereich kann von einer Innenbewandung
umgeben sein, welche den Partikelströmungsraum defi-
nieren kann. Eine ausgangsöffnungsseitige Stirnseite
des Endstücks kann in Richtung des Außenbereichs zei-
gen. Es ist vorstellbar, dass eine Flächennormale einer
ausgangsöffnungsseitigen Stirnseite parallel zur Flä-
chennormalen der Querschnittfläche der Ausgangsöff-
nung steht. Es kann zweckmäßig sein, wenn die Quer-
schnittsfläche der Ausgangsöffnung gleich oder größer
ist als die Querschnittsfläche der Eingangsöffnung. Al-
ternativ oder zusätzlich kann vorgesehen sein, dass eine
von der Ausgangsöffnung definierte Strömungsquer-
schnittfläche für den Partikelstrom gleich oder größer ist
als eine von der Eingangsöffnung definierte Strömungs-
querschnittsfläche für den Partikelstrom. Insbesondere
ist vorstellbar, dass sich der Durchmesser und/oder die
Querschnittsfläche des Partikelströmungsraums des
Endstücks von der Eingangsöffnung bis zur Ausgangs-
fläche vergrößert. Das Endstück kann derart ausgebildet
sein, dass sein minimaler Durchmesser der Eingangs-
öffnung, der Ausgangsöffnung und des Partikelströ-
mungsraums mindestens dem Durchmesser einer Öff-
nung der Partikelleiteinrichtung entspricht, mit welcher
das Endstück verbunden oder verbindbar ist, und/oder
mindestens dem geringsten Durchmesser, welcher von
der Partikelleiteinrichtung für einen Partikelstrom bereit-
gestellt ist. Es ist vorstellbar, dass ein Endstück einen
Außendurchmesser aufweist, der sich über eine Längs-
erstreckung des Endstücks ändern kann. Der Außen-
durchmesser kann als Durchmesser einer Außenwan-
dung des Endstücks definiert sein, welche in berühren-
dem Kontakt mit einer Umgebung des Endstücks steht,
insbesondere mit Außenluft. Insbesondere kann vorge-
sehen sein, dass ein Außendurchmesser des Endstücks

sich ausgangsöffnungsseitig verringert. Es kann eine
Verjüngung des Außendurchmessers zur Ausgangsöff-
nung hin vorgesehen sein. Durch eine derartige Verjün-
gung wird das Abrutschen von das Endstück außen um-
gebenden Eisstücken erleichtert. Es kann vorgesehen
sein, dass sich ein Innendurchmesser und/oder ein Strö-
mungsquerschnitt des Endstücks, etwa ein Innendurch-
messer ein Strömungsquerschnitt eines Partikelströ-
mungsraums und/oder eines ersten Schlauchstücks, zur
Ausgangsöffnung hin und/oder ausgangsöffnungsseitig
vergrößert. Insbesondere kann ein Abschnitt des End-
stücks derart ausgebildet sein, dass sich einerseits der
Innendurchmesser des Endstücks zur Ausgangsöffnung
und/oder ausgangsöffnungsseitig hin vergrößert und an-
dererseits sich der Außendurchmesser des Endstücks
verjüngt. Hierzu kann beispielsweise vorgesehen sein,
dass eine Wanddicke eines ein erstes Schlauchstück
umgebenden äußeren Schlauchstücks und/oder gege-
benenfalls eine Wanddicke eines eine Stirnseite ausbil-
denden Schlauchstück ausgangsöffnungsseitig dünner
wird und/oder der Außendurchmesser des äußeren
Schlauchstücks und gegebenenfalls des die Stirnseite
ausbildenden Schlauchstücks sich verjüngt. Eine aus-
gangsöffnungsseitige Verjüngung oder Vergrößerung
kann die Ausgangsöffnung und/oder einen die Aus-
gangsöffnung umfassenden Bereich betreffen. Ein
Schlauchstück kann flexibel und/oder elastisch ausge-
bildet sein, etwa wie ein Schlauch. Ein elastisches
Schlauchstück kann aus einem elastischen Material her-
gestellt sein und/oder ein elastisches Material umfassen.
Ein elastisches Material kann insbesondere ein gummi-
haltiges oder gummiartiges Material und/oder ein Silikon-
material umfassen oder sein. Es kann vorgesehen sein,
dass ein elastisches Schlauchstück elektrisch nicht lei-
tend oder elektrisch isolierend ausgebildet sein. Es ist
auch vorstellbar, dass ein Schlauchstück starr ausgebil-
det ist, etwa als Schlauchhülse. Ein starres Schlauch-
stück kann elektrisch leitend ausgebildet sein. Ein starr
ausgebildetes Schlauchstück kann beispielsweise aus
Metall und/oder einem unelastischen Kunststoff herge-
stellt sein. Ein Schlauchstück kann allgemein einen Ein-
gang, einen Ausgang und einen hohlen und/oder aus-
füllbaren Schlauchinnenbereich aufweisen, welcher Ein-
gang und Ausgang miteinander verbindet. Es ist vorstell-
bar, dass ein Endstück mindestens eine Funktionsein-
richtung umfasst. Funktionseinrichtungen können allge-
mein elektrisch betriebene oder betreibbare Einrichtun-
gen sein. Eine Einrichtung kann als elektrisch betrieben
oder elektrisch betreibbar angesehen werden, wenn sie
durch Versorgung mit elektrischer Energie betriebsfähig
wird. Eine Funktionseinrichtung kann eine Einrichtung
sein, welche es vermag, im Betrieb eine oder mehrere
gewünschte Funktionen zu erfüllen. Eine Funktionsein-
richtung kann eine steuerbare Einrichtung sein und/oder
eine elektronische Steuereinrichtung umfassen oder als
eine solche ausgebildet sein. Es ist vorstellbar, dass eine
Funktionseinrichtung beispielsweise eine Sensoreinrich-
tung oder eine Heizeinrichtung umfasst oder als solche

3 4 



EP 2 814 712 B1

4

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

55

ausgebildet ist. Eine Sensoreinrichtung kann eine Tem-
peratursensoreinrichtung sein, welche dazu ausgebildet
ist, an einer oder mehreren Stellen des Endstücks eine
Temperatur zu messen. Dazu kann die Temperatursen-
soreinrichtung einen oder mehrere geeignete Tempera-
turfühler aufweisen. Insbesondere kann eine Tempera-
tursensoreinrichtung dazu ausgebildet sein, die Tempe-
ratur innerhalb und/oder an einem Rand eines Partikel-
strömungsraums im Endstück und/oder bei der Aus-
gangsöffnung und/oder innerhalb eines Schlauchstücks,
etwa einem ersten Schlauchstück oder einem äußeren
Schlauchstück, und/oder eine Temperatur einer Heizein-
richtung zu messen. Eine Temperatursensoreinrichtung
kann einen Thermostat aufweisen. Eine Fördersensor-
einrichtung kann dazu ausgebildet sein, einen im Parti-
kelströmungsraum durch das Endstück strömenden Par-
tikelstrom und/oder einen aus dem Endstück austreten-
den Partikelstrom zu erfassen. Eine Fördersensorein-
richtung kann dazu ausgebildet sein, den Partikelstrom
optisch, elektrisch oder auf andere geeignete Art zu er-
fassen oder zu ermitteln. Insbesondere kann die Förder-
sensoreinrichtung dazu ausgebildet sein, eine elektri-
sche Ladungsverteilung und/oder die Verschiebung ei-
ner elektrischen Ladungsverteilung in einem Partikel-
strom zu erfassen. Alternativ oder zusätzlich kann die
Fördersensoreinrichtung dazu ausgebildet sein, die elek-
trische Kapazität und/oder Änderungen der elektrischen
Kapazität des Partikelstroms zu erfassen. Die Förder-
sensoreinrichtung und/oder eine Steuereinrichtung kann
dazu ausgebildet sein, basierend auf der Kapazität
und/oder Kapazitätsänderungen des Partikelstroms die
Dichte des Partikelstroms zu bestimmen. Es ist vorstell-
bar, dass die Fördersensoreinrichtung dazu ausgebildet
ist, eine durch eine Strömung der Partikel erzeugte La-
dungsverschiebung zu erfassen. Dadurch kann der phy-
sikalische Effekt ausgenutzt werden, dass Partikel eines
Streuguts Oberflächenladungen aufweisen, die bei-
spielsweise durch Reibungseffekte erzeugt werden kön-
nen. Bewegen sich derart geladene Partikel in einem
Partikelstrom, verschieben sich die Ladungen, wodurch
sich beispielsweise in einem Tastelement oder einer An-
tenne einer Fördersensoreinrichtung Spiegelladungen
ergeben können. Die Ladungen können dabei stochas-
tisch verteilt sein, so dass sich in einem Partikelstrom
kein einheitlicher Ladungsstrom ergibt. Die Fördersen-
soreinrichtung kann entsprechend ein oder mehrere
Sensorelemente oder elektromagnetische Tastelemente
umfassen, die elektrische und/oder magnetische Felder,
insbesondere zeitlich veränderliche elektrische oder ma-
gnetische Felder, zu erfassen vermögen. Somit kann ein
Tastelement oder Sensorelement als Antenne bezeich-
net werden. Insbesondere kann eine Fördersensorein-
richtung eine oder mehrere Sensorelemente oder Tast-
elemente umfassen, die um einen Partikelströmungs-
raum des Endstücks angeordnet sind und/oder diesen
umgeben. Beispielsweise kann eine Antenne vorgese-
hen sein, welche den Partikelströmungsraum ringförmig
umgibt. Die Fördersensoreinrichtung kann insbesondere

mindestens zwei Tastelemente aufweisen, die in einem
definierten Abstand voneinander angeordnet sein kön-
nen. Es ist vorstellbar, dass zwei oder mehr Tastelemen-
te in Form einer Antenne implementiert sind, die geeignet
geschaltet sind, um separate Tastelemente zu bilden.
Eine derartige Anordnung kann in einer einzigen Antenne
implementiert sein. Die Fördersensoreinrichtung oder ei-
ne damit zur Datenübermittlung verbundene Steuerein-
richtung kann dazu ausgebildet sein, aus einer erfassten
elektrischen Ladungsverteilung einen Partikelstrom
und/oder aus einer erfassten elektrischen Kapazität des
Partikelstroms eine Dichte des Partikelstroms zu bestim-
men. Es kann insbesondere vorgesehen sein, dass die
Fördersensoreinrichtung eine Antenne aufweist, welche
den Partikelstrom und/oder elektrische Landungsver-
schiebungen im Partikelstrom und/oder eine Kapazität
und/oder Kapazitätsänderung des Partikelstroms
und/oder eine Dichte des Partikelstroms zu erfassen
und/oder zu bestimmen vermag. Es ist vorstellbar, dass
hierzu der Antenne eine geeignete Steuereinrichtung zu-
geordnet ist, welche eine Dichte und/oder einen Partikel-
strom zu bestimmen vermag. Für den Fall, dass das End-
stück eine Heizeinrichtung umfasst, kann ein Heizele-
ment, etwa eine Heizspule oder Heizfolie, als Antenne
für eine Fördersensoreinrichtung ausgebildet sein. Somit
kann die Fördersensoreinrichtung in die Heizeinrichtung
integriert sein. Es ist auch vorstellbar, dass die Förder-
sensoreinrichtung eine separat ausgeführte Antenne
aufweist. Eine elektronische Steuereinrichtung kann all-
gemein dazu ausgebildet sein, Daten zu empfangen
und/oder zu übermitteln und/oder auszuwerten und/oder
eine oder mehrere Funktionseinrichtungen oder andere
ansteuerbare Einrichtungen anzusteuern, etwa basie-
rend auf Daten. Derartige Daten können in der Steuer-
einrichtung gespeichert sein und/oder auf Sensorsigna-
len einer oder mehrer Sensoreinrichtungen basieren
und/oder Steuerparameter sein. Insbesondere kann eine
Steuereinrichtung dazu ausgebildet sein, eine Einrich-
tung basierend auf von einer oder mehreren Sensorein-
richtungen empfangenen Sensorsignalen und/oder
Steuerparametern anzusteuern. Das Ansteuern einer
Funktionseinrichtung kann beispielsweise das Versor-
gen der Einrichtung elektrischer Energie umfassen. Da-
bei kann das Maß an elektrischer Energie vermittels der
Steuereinrichtung einstellbar oder steuerbar sein. Elek-
trische Energie kann einer Funktionseinrichtung bei-
spielsweise in Form eines elektrischen Stromes oder in
Form von elektromagnetischer Strahlung bereitgestellt
werden, etwa in Form von Mikrowellen und/oder durch
Induktion. Ein Maß an zur Versorgung bereitgestellter
elektrischer Energie kann beispielsweise durch Verän-
dern einer Versorgungsspannung und/oder einer Strom-
stärke und/oder einer Strahlungsintensität und/oder ei-
ner Frequenz und/oder einer Pulsweite einstellbar sein.
Eine Heizeinrichtung kann eine Heizeinrichtung sein,
welche es vermag, elektrische Energie in Wärme umzu-
setzen. Eine Heizeinrichtung kann insbesondere ein
oder mehrere Heizelemente aufweisen. Ein Heizelement
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kann ein Heizdraht sein, welcher zu einer Heizspule ge-
wickelt sein kann. Ein Heizelement kann als eine Heiz-
folie ausgebildet sein. Eine Heizeinrichtung kann Versor-
gungsleitungen und/oder eine Quelle elektrischer Ener-
gie umfassen. Ein Heizdraht kann über zwei übergangs-
lose Versorgungsleitungen mit elektrischem Strom ver-
sorgbar sein. Eine übergangslose Versorgungsleitung
kann dabei eine Leitung sein, die aus einem Teil des
Heizdrahtes besteht, der nicht zum Heizen verwendet
wird. Eine derartige Versorgungsleitung kann beispiels-
weise dadurch hergestellt sein, dass ein für die Versor-
gung mit elektrischem Strom vorgesehener Teil des
Heizdrahtes mit leitfähigem Material umwickelt wird, um
ihn kurzzuschließen. Der umwickelte Teil des Heizdrah-
tes trägt dann im Wesentlichen nicht zur Heizwirkung
des Heizelements bei. Eine Heizspule kann derart ge-
schaltet sein, dass nur ein Teil ihrer Wicklung zur Heizung
verwendet wird, insbesondere ein einer Ausgangsöff-
nung des Endstücks zuweisender Teil. Der andere Teil
der Spule kann zur Stabilisierung und Stromversorgung
dienen. Allgemein kann eine Steuereinrichtung dazu
ausgebildet sein, eine Partikelstreuanlage anzusteuern,
insbesondere eine Fördereinrichtung und/oder eine Do-
siereinrichtung einer Partikelstreuanlage. Das Ansteu-
ern einer Partikelstreuanlage kann dabei das Ansteuern
der Partikelstreuanlage, insbesondere der Förderein-
richtung und/oder Dosiereinrichtung, derart bedeuten,
dass sich der in die Partikelleiteinrichtung eingespeiste
oder geförderte Partikelstrom ändert. Es kann vorgese-
hen sein, dass das Ansteuern der Partikelstreuanlage
das Übermitteln von Steuerparametern and die Partikel-
streuanlage und/oder eine Steuereinrichtung der Parti-
kelstreuanlage umfasst. Datenübermittlung kann allge-
mein leitungsgebunden, etwa über einen metallischen
oder optischen Leiter, und/oder über Funk erfolgen. Ent-
sprechend können Einrichtungen, die zur Datenübermitt-
lung verbunden oder verbindbar sind, eine zur Datenü-
bermittlung geeignete Vorrichtung aufweisen, welche et-
wa eine Leitung, einen Sender und/oder einen Empfän-
ger umfassen kann. Es kann eine gemeinsame Steuer-
einrichtung vorgesehen sein, welche mit mehr als einer
Funktionseinrichtung des Endstücks verbunden
und/oder zum Ansteuern einer weiteren Einrichtung wie
der Partikelstreuanlage ausgebildet sein kann. Somit
kann die Funktionalität von mehreren Steuereinrichtun-
gen in einer gemeinsamen Steuereinrichtung zusam-
mengeführt sein. Ein Schutzmantel kann dazu ausgebil-
det sein, von ihm umgebenes Material oder Strukturen
vor mechanischer Beschädigung zu schützen. Ein
Schutzmantel kann beispielsweise flexibel ausgebildet
sein, etwa als ein Gewebe. Ein solches Gewebe kann
beispielsweise Metall- und/oder Glasfasern und/oder an-
dere Fasern umfassen. Allgemein kann ein Schutzman-
tel derart ausgebildet sein, dass er widerstandsfähiger
gegen mechanische Beschädigung ist als ein Material,
welches er umgibt. Es ist vorstellbar, dass ein Schutz-
mantel elektrisch leitfähig ausgebildet ist. Ein derartiger
Schutzmantel kann als Bezugspotential für eine oder

mehrere der Funktionseinrichtungen eines Endstücks
ausgebildet sein, etwa indem eine elektrisch leitfähige
Leitung den Schutzmantel mit mindestens einer der
Funktionseinrichtungen verbindet. Ein Schutzmantel
kann ein Endstück, insbesondere einen Außenumfang
des Endstücks, etwa einen Außenumfang eines äußeren
Schlauchstücks, und/oder eine ausgangsöffnungsseiti-
ge Stirnseite des Endstücks zumindest teilweise umge-
ben. Ein Schutzmantel kann am Endstück angeklebt oder
vulkanisiert sein, beispielsweise an einem ersten
und/oder äußeren Schlauchstück. Ein Endstück kann all-
gemein mindestens ein erstes Schlauchstück aufweisen,
welches elastisch oder starr ausgebildet sein kann. Ein
Schlauchstück kann allgemein ein anderes Schlauch-
stück ganz oder zumindest teilweise umgeben, wenn es
beispielsweise einen Außenumfang des anderen
Schlauchstücks ganz oder teilweise umgibt, etwa über
einen Teil der Längserstreckung des Schlauchstücks.
Das erste Schlauchstück kann zumindest teilweise in ei-
nem äußeren Schlauchstück aufgenommen sein
und/oder zumindest teilweise von einem äußeren
Schlauchstück umgeben sein. Dabei können das erste
Schlauchstück und das äußere Schlauchstück einander
berühren. Es kann zweckmäßig sein, wenn das äußere
Schlauchstück eine ausgangsöffnungsseitige Stirnseite
des ersten Schlauchstücks nicht überdeckt. Insbeson-
dere dann, wenn das erste Schlauchstück starr ausge-
bildet ist, kann das äußere Schlauchstück elastisch aus-
gebildet sein. Dabei kann sich das äußere Schlauchstück
in Richtung einer Partikelleiteinrichtung und/oder der
Eingangsöffnung des Endstücks über das erste
Schlauchstück hinaus erstrecken. Dies bietet die Mög-
lichkeit, eine flexible Anbringung an die Partikelleitein-
richtung über das äußere Schlauchstück herzustellen.
Es kann auch vorgesehen sein, dass das erste Schlauch-
stück und das äußere Schlauchstück elastische
Schlauchstücke sind, die unterschiedliche Materialien
aufweisen können, insbesondere unterschiedliche Sili-
konmaterialien. Es ist allgemein vorstellbar, dass sich
die Wärmeleitfähigkeiten unterschiedlicher Schlauchstü-
cke voneinander unterscheiden. Etwa kann die Wärme-
leitfähigkeit des ersten Schlauchstücks größer sein als
die Wärmeleitfähigkeit eines äußeren Schlauchstücks.
Allgemein kann es zweckmäßig sein, wenn die Wärme-
leitfähigkeit eines Schlauchstücks, welches ein anderes
Schlauchstück zumindest teilweise umgibt oder zumin-
dest teilweise aufnimmt, geringer ist als die Wärmeleit-
fähigkeit des von ihm umgebenen oder aufgenommenen
Schlauchstücks. Somit ergibt sich eine Wärmeisolierung
des Endstücks nach außen. Eine Heizeinrichtung oder
ein Heizelement kann insbesondere in dem ersten
Schlauchstück eingebettet sein und/oder in berühren-
dem und/oder wärmeübertragendem Kontakt mit einem
ersten Schlauchstück stehen. Allgemein kann vorgese-
hen sein, dass ein Endstück ein erstes Schlauchstück
aufweist, welches zumindest teilweise von einem äuße-
ren Schlauchstück mit einer niedrigeren Wärmeleitfähig-
keit umgeben oder zumindest teilweise darin aufgenom-
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men ist. Somit ergibt sich eine Wärmeisolierung nach
außen. Eine Heizeinrichtung oder ein Heizelement kann
innerhalb des ersten Schlauchstücks aufgenommen
und/oder darin eingebettet sein oder derart zwischen
dem ersten Schlauchstück und dem äußeren Schlauch-
stück angeordnet sein, dass es in berührendem oder
wärmeleitendem Kontakt mit dem ersten Schlauchstück
steht. Dadurch kann von der Heizeinrichtung oder dem
Heizelement erzeugte Wärme über das Schlauchstück
mit der höheren Wärmeleitfähigkeit wie gewünscht ver-
teilt werden, während der Wärmeverlust nach außen re-
duziert ist. Ein derartig angeordnetes Heizelement, ins-
besondere eine Heizspule, kann außerdem das End-
stück stabilisieren. Es ist vorstellbar, dass das Endstück
ein starr ausgebildetes Anschlussstück aufweist, wel-
ches eingangsöffnungsseitig angeordnet sein kann. Ein
Anschlussstück kann zur Stabilisierung und/oder Verbin-
dung des Endstücks mit einer Partikelleiteinrichtung die-
nen, insbesondere zur Verbindung mit einem Partikel-
leitschlauch. Wenn ein Endstück eine Funktionseinrich-
tung umfasst, kann diese Funktionseinrichtung in berüh-
rendem Kontakt mit dem Endstück ausgebildet sein. Ins-
besondere kann die Funktionseinrichtung ganz oder zu-
mindest teilweise innerhalb des Endstücks aufgenom-
men und/oder eingebettet sein, etwa innerhalb eines ers-
ten Schlauchstücks oder innerhalb eines äußeren
Schlauchstücks und/oder zwischen einem ersten
Schlauchstück und einem äußeren Schlauchstück des
Endstücks. Es ist auch vorstellbar, dass eine Funkti-
onseinrichtung des Endstücks von dem Endstück gela-
gert oder gehalten ist, etwa an einem Außenumfang des
Endstücks. Eine Funktionseinrichtung kann zur Einbet-
tung mit einem Material eines Schlauchstücks umspritzt
werden. Dies kann insbesondere zum Einbetten von Hei-
zelementen wie Heizdrähten zweckmäßig sein. Eine
oder mehr als eine Funktionseinrichtung kann zumindest
teilweise zwischen einem ersten Schlauchstück und ei-
nem äußeren Schlauchstück und/oder zwischen einem
ersten Schlauchstück und einem inneren Schlauchstück
angeordnet sein. Die Funktionseinrichtung kann in einem
berührenden und/oder wärmeleitenden Kontakt mit dem
ersten Schlauchstück und/oder inneren Schlauchstück
stehen. Insbesondere dann, wenn die Funktionswärme-
dichtung eine Heizeinrichtung umfasst oder als solche
ausgebildet ist, kann somit die von der Heizeinrichtung
erzeugte Wärme gut auf den Innenbereich des End-
stücks übertragen werden. Ein Schutzmantel kann die
Funktionseinrichtungen des Endstücks umgeben.
[0007] Die DE 42 02 413 A1 beschreibt ein Endstück
für eine Partikelstreuanlage, wobei das Endstück eine
Funktionseinrichtung in Form einer elektrischen
Heizwendel umfasst.
[0008] Die vorliegende Erfindung betrifft ein Endstück
für eine Partikelstreuanlage für ein Schienenfahrzeug.
Das Endstück umfasst mindestens ein elastisches
Schlauchstück und mindestens eine elektrisch betriebe-
ne oder elektrisch betreibbare Funktionseinrichtung; wo-
bei das Endstück flexibel ausgebildet ist. Durch die Ver-

wendung eines elastischen Schlauchstücks lässt sich die
Flexibilität des Endstücks leicht herstellen. Ferner kann
durch das Bereitstellen der mindestens einen Funkti-
onseinrichtung ein Betrieb des Endstücks und/oder der
Partikelstreuanlage überwacht und/oder gesteuert wer-
den. Es können mehrere Funktionseinrichtungen vorge-
sehen sein. Ein derartiges Endstück lässt sich leicht auf
bestehende Partikelstreuanlagen nachrüsten und kann
zusätzliche Funktionen implementieren. Die mindestens
eine Funktionseinrichtung kann zur Übermittlung von Da-
ten und/oder zur Stromversorgung mit der Partikelstreu-
anlage, insbesondere einer Steuereinrichtung der Parti-
kelstreuanlage, verbunden oder verbindbar sein.
[0009] Die mindestens eine Funktionseinrichtung
kann eine Heizeinrichtung und/oder eine Sensoreinrich-
tung und/oder eine elektronische Steuereinrichtung um-
fassen. Somit kann beispielsweise das Endstück bei
niedrigen Temperaturen erwärmt werden, um ein Verei-
sen zu verhindern und einen ausreichenden Partikel-
strom zu gewährleisten. Über eine Sensoreinrichtung
des Endstücks lassen sich wichtige Betriebsparameter
wie Temperatur oder der geförderte Partikelstrom an ei-
ner relevanten Stelle messen. Insbesondere kann der
Partikelstrom erfasst werden, der tatsächlich durch das
Endstück hindurchströmt. Somit lassen sich beispiels-
weise Störungen in der Partikelleiteinrichtung ermitteln.
[0010] Die mindestens eine Funktionseinrichtung
kann eine elektronische Steuereinrichtung umfassen,
welche dazu ausgebildet ist, die Partikelstreuanlage an-
zusteuern. Somit kann die Steuerung der Partikelstreu-
anlage dezentral erfolgen und beispielsweise an sich än-
dernde Erfordernisse angepasst werden. Außerdem
kann eine Wartung erleichtert werden.
[0011] Es kann vorgesehen sein, dass die mindestens
eine Funktionseinrichtung eine elektronische Steuerein-
richtung umfasst, welche es vermag, Sensorsignale von
einer Fördersensoreinrichtung zu empfangen. Dies er-
möglicht die Überwachung des Partikelstroms und kann
beispielsweise die Ansteuerung der Partikelstreuanlage
erleichtern. Die elektronische Steuereinrichtung kann ei-
ne gemeinsame Steuereinrichtung sein, welche auch mit
weiteren Funktionseinrichtungen verbunden oder ver-
bindbar sein kann und/oder welche auch die Partikel-
streuanlage anzusteuern vermag. Die Fördersensorein-
richtung kann eine Funktionseinrichtung des Endstücks
sein.
[0012] Insbesondere kann vorgesehen sein, dass die
elektronische Steuereinrichtung dazu ausgebildet ist, die
Partikelstreuanlage basierend auf den Sensorsignalen
von der Fördersensoreinrichtung anzusteuern. Die Steu-
erung kann eine Regelung sein. Somit lässt sich eine
sehr kurze Steuer- oder Regelschleife ausbilden, welche
die Partikelstreuanlage basierend auf einem tatsächlich
am Endstück ankommenden Partikelstrom anzusteuern
vermag.
[0013] Bei einer Weiterbildung kann die mindestens
eine Funktionseinrichtung eine elektronische Steuerein-
richtung umfassen, welche es vermag, Sensorsignale
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von einer Temperatursensoreinrichtung zu empfangen.
Dies ermöglicht es, eine Temperatur beim Betrieb zu be-
rücksichtigen. Die Temperatursensoreinrichtung kann
eine Funktionseinrichtung des Endstücks sein. Die elek-
tronische Steuereinrichtung kann eine gemeinsame
Steuereinrichtung sein, welche auch mit weiteren Funk-
tionseinrichtungen verbunden oder verbindbar sein kann
und/oder welche auch die Partikelstreuanlage anzusteu-
ern vermag.
[0014] Die mindestens eine Funktionseinrichtung
kann ferner eine Heizeinrichtung umfassen. Somit kann
das Endstück aufgewärmt werden, um insbesondere
Eisbildung bei niedrigen Temperaturen zu verhindern
oder vorhandenes Eis abzutauen. Die Heizeinrichtung
kann von einer elektronischen Steuereinrichtung ansteu-
erbar sein.
[0015] Insbesondere kann die Steuereinrichtung dazu
ausgebildet sein, die Heizeinrichtung basierend auf Sen-
sorsignalen von der Temperatursensoreinrichtung anzu-
steuern. Somit kann eine effiziente Heizung des End-
stücks erfolgen. Insbesondere kann jedes Endstück ein-
zeln nach Bedarf angesteuert werden.
[0016] Die Erfindung betrifft außerdem eine Partikel-
streuanlage für ein Schienenfahrzeug mit einer Partikel-
leiteinrichtung, an welcher mindestens ein hierin be-
schriebenes Endstück angebracht oder anbringbar ist.
[0017] Darüber hinaus betrifft die Erfindung ein Schie-
nenfahrzeug mit einer hierin beschriebenen Partikel-
streuanlage.
[0018] Die Erfindung wird nun mit Bezug auf die be-
gleitenden Zeichnungen anhand bevorzugter Ausfüh-
rungsformen beispielhaft erläutert.
[0019] Es zeigen:

Figur 1 eine erste Variante eines Endstücks für eine
Partikelstreuanlage;

Figur 2 eine zweite Variante eines Endstücks für eine
Partikelstreuanlage;

Figur 3 eine dritte Variante eines Endstücks für eine
Partikelstreuanlage;

Figur 4 eine vierte Variante eines Endstücks für eine
Partikelstreuanlage;

Figur 5 eine fünfte Variante eines Endstücks für eine
Partikelstreuanlage;

Figur 6 eine sechste Variante eines Endstücks für ei-
ne Partikelstreuanlage; und

Figur 7 eine siebte Variante eines Endstücks für eine
Partikelstreuanlage.

[0020] Im Folgenden werden funktional ähnliche oder
gleiche Teile mit Bezugszeichen versehen, die sich le-
diglich durch hinzugefügte unterschiedliche kleine Buch-

staben voneinander unterscheiden.
[0021] Figur 1 zeigt eine erste Variante eines End-
stücks 20 für eine Partikelstreuanlage für ein Schienen-
fahrzeug. Das Endstück 20 ist an einem Partikelleit-
schlauch 1 der Partikelstreuanlage angeschlossen. Der
Anschluss erfolgt in diesem Beispiel über eine in dem
Leitschlauch 1 aufgenommene Stützhülse 2 und einen
Adapter 3. Das Endstück 20 umfasst ein Anschlussstück
4, welches aus einem starren Material ausgebildet ist,
beispielsweise einem Metall oder Kunststoff. Die dem
Partikelleitschlauch 1 zugewandte Öffnung des An-
schlussstücks 4 bildet eine Eingangsöffnung B des End-
stücks 20. An der gegenüberliegenden Öffnung des An-
schlussstücks 4 ist ein flexibles erstes Schlauchstück 6
vorgesehen, welches eine Ausgangsöffnung A bildet.
Zwischen der Eingangsöffnung B und der Ausgangsöff-
nung A ist ein Partikelströmungsraum des Endstücks
ausgebildet. Der Innendurchmesser des Anschluss-
stücks 4 entspricht dem Innendurchmesser des
Schlauchstücks 6. In diesem Beispiel entspricht der In-
nendurchmesser des Anschlussrohrs 4 außerdem dem
Innendurchmesser des Partikelleitschlauchs 1, so dass
sich für einen aus dem Partikelleitschlauch 1 in das End-
stück 20 übertretenden Partikelstrom keine Strömungs-
querschnittsverjüngung ergibt. Das erste Schlauchstück
6 ist zumindest teilweise von einem äußeren Schlauch-
stück 7 umgeben, welches auch das Anschlussstück 4
teilweise umgibt. Das erste Schlauchstück 6 besteht aus
einem elastischen Material, etwa einem Silikonmaterial.
Das äußere Schlauchstück 7 besteht ebenfalls aus ei-
nem elastischen Material, etwa einem Silikonmaterial.
Die Materialien des ersten Schlauchstücks 6 und des
äußeren Schlauchstücks 7 unterscheiden sich allerdings
zumindest hinsichtlich ihrer Wärmeleitfähigkeit. Es ist
vorgesehen, dass die Wärmeleitfähigkeit des Materials
des ersten Schlauchstücks 6 höher ist als die Wärme-
leitfähigkeit des äußeren Schlauchstücks 7. Es ist vor-
gesehen, dass die Stirnseite 9 im Bereich der Ausgangs-
öffnung A vom Material des ersten Schlauchstücks 6 ge-
bildet wird und dass die Stirnseite 9 nicht durch Material
des äußeren Schlauchstücks 7 überdeckt ist. Somit kann
die hohe Wärmeleitfähigkeit des ersten Schlauchstücks
6 zum Erwärmen der Stirnseite 9 genutzt werden. Das
Endstück 20 ist in diesem Beispiel von einem flexiblen
Schutzmantel 10 umgeben, der insbesondere den Au-
ßenumfang des äußeren Schlauchstücks 7 umgibt. Der
Schutzmantel 10 ist derart ausgebildet, dass er einen
mechanischen Schutz des Endstücks 20 bietet und kann
beispielsweise aus einem geeigneten Gewebematerial
bestehen, etwa einem Metallgewebe. Es ist auch vorge-
sehen, dass die Stirnseite 9 durch einen entsprechenden
Schutzmantel 12 umgeben ist, wobei in diesem Bereich
der Schutzmantel 12 direkt auf dem Material des ersten
Schlauchstücks 6 angebracht ist. Es kann vorgesehen
sein, dass der Schutzmantel jeweils stoffschlüssig ange-
bracht ist. Der Schutzmantel kann beispielsweise aufge-
klebt, vulkanisiert oder auf sonstige geeignete Art ange-
bracht sein. Innerhalb des ersten Schlauchstücks 6 ist
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ein Heizelement 5 aufgenommen, welches in diesem
Beispiel als ein Heizdraht ausgebildet ist, der zu einer
Spule gewickelt ist. Es kann auch vorgesehen sein, dass
der Heizdraht um das erste Schlauchstück 6 gewickelt
ist und es am Außenumfang berührt. Der Heizdraht des
Heizelements 5 schließt übergangslos an ein Anschluss-
kabel 8 an. Dies bedeutet, dass der Heizdraht ununter-
brochen in das Anschlusskabel 8 übergeht, ohne dass
Verbindungsstellen oder Lötstellen notwendig sind. So-
mit ergeben sich keine Anschlussstellen, die brechen
könnten. Das Heizelement 5 kann als eine Heizeinrich-
tung angesehen werden, welche eine Funktionseinrich-
tung des Endstücks 20 darstellt. Das Anschlusskabel 8
ist durch das äußere Schlauchstück 7 geführt und kann
beispielsweise mit einer Stromquelle und/oder einer
Steuereinrichtung verbunden oder verbindbar sein. Das
äußere Schlauchstück 7 kann auf das Anschlussstück 4
vulkanisiert sein. Durch die Verwendung flexiblen oder
elastischen Materials für das erste Schlauchstück 6, das
äußere Schlauchstück 7 und den Schutzmantel 10 ist
das Endstück 20 insgesamt flexibel ausgebildet, so dass
sich die Ausgangsöffnung relativ zur Eingangsöffnung
verschieben lässt. Durch die Heizeinrichtung kann eine
Vereisung dort verhindert werden, wo die Partikelstreu-
anlage in direktem Kontakt mit der Umgebung steht, wo
sich also besonders leicht Eis bilden kann.
[0022] Figur 2 zeigt eine weitere Variante eins End-
stücks 20a. Dieses Endstück 20a ist zur Verbindung mit
einem starren Partikelleitrohr 4a vorgesehen. Ähnlich
wie in Figur 1 gezeigt, umfasst das Endstück 20a ein
flexibles erstes Schlauchstück 6a und ein flexibles äu-
ßeres Schlauchstück 7a, welches das erste Schlauch-
stück 6a umgibt. Die Wärmeleitfähigkeit des ersten
Schlauchstücks 6a ist höher als die Wärmeleitfähigkeit
des äußeren Schlauchstücks 7a. Die nach außen zei-
gende Stirnseite 9a des Endstücks 20a ist durch das Ma-
terial des ersten Schlauchstücks 6a gebildet. Ein Schutz-
mantel 10a, 12a umgibt das Endstück 20a, insbesondere
das äußere Schlauchstück 7a und die Stirnseite 9a des
ersten Schlauchstücks 6a. Statt eines spulenartigen Hei-
zelements 5 ist in dieser Variante ein flächiges Heizele-
ment wie eine Heizfolie 5a vorgesehen, welche zwischen
dem ersten Schlauchstück 6a und dem äußeren
Schlauchstück 7a angeordnet ist. Über ein Anschluss-
kabel 8a ist die Heizfolie 5a an eine Stromversorgung
und/oder eine Steuerung anschließbar. Die Heizfolie 5a
stellt ein Heizelement einer als Funktionseinrichtung an-
zusehenden Heizeinrichtung dar. Das äußere Schlauch-
stück 7a erstreckt sich in Richtung der Eingangsöffnung
des Endstücks 20a über das erste Schlauchstück 6a hi-
naus. Es bildet eine kragenartige Struktur, welche im
montierten Zustand das Partikelleitrohr 4a umgibt. Über
eine Verbindungsschelle 11a, welche das äußere
Schlauchstück 7a im Bereich des Partikelleitrohrs 4a zu-
sammendrückt, ist das Endstück 20a am Partikelleitrohr
4a angebracht. Somit werden in dieser Variante die Ein-
gangsöffnung B und die Ausgangsöffnung A des End-
stücks 20a durch das erste Schlauchstück 6a bereitge-

stellt. Auch in dieser Variante ist durch die elastischen
und flexiblen Eigenschaften des ersten Schlauchstücks
6a, der Heizfolie 5a, des äußeren Schlauchstücks 7a und
des Schutzmantels 10a die Flexibilität des Endstücks ge-
währleistet. Insbesondere kann die Ausgangsöffnung A
relativ zur Eingangsöffnung B bewegt werden.
[0023] Figur 3 zeigt eine weitere Variante eines End-
stücks 20b. In diesem Beispiel ist eine starre Schlauch-
hülse 6b als erstes Schlauchstück vorgesehen. Die star-
re Schlauchhülse 6b ist mit einem zu einer Heizspule 5b
gewickelten Heizdraht umwickelt, welcher ein Heizele-
ment 5b einer als Funktionseinrichtung anzusehenden
Heizeinrichtung bildet. Die Heizspule steht in berühren-
dem oder wärmeleitendem Kontakt mit der starren
Schlauchhülse 6b. Die starre Schlauchhülse 6b ist
zweckmäßig aus einem gut wärmeleitendem Material
wie etwa einem Metall hergestellt. Über ein nicht gezeig-
tes Anschlusskabel ist das Heizelement 5b mit elektri-
schem Strom versorgbar. Dabei kann das Anschlusska-
bel übergangslos mit dem Heizelement 5b verbunden
sein. Es ist auch vorstellbar, dass das Heizelement 5b
über elektromagnetische Wellen wie beispielsweise Mi-
krowellen oder induktiv mit elektrischer Energie versorgt
wird oder versorgbar ist. Es kann vorgesehen sein, dass
das Heizelement 5b elektrisch von der starren Schlauch-
hülse 6b isoliert ist. Dazu kann eine geeignete Isolations-
schicht zwischen Heizelement 5b und der starren
Schlauchhülse 6b vorgesehen sein. Die starre innere
Schlauchhülse 6b bildet in diesem Beispiel außerdem
die Stirnseite 9b des Endstücks 20b und eine Ausgangs-
öffnung A aus. Außerdem formt die Schlauchhülse eine
Art Umkragung im Bereich der Ausgangsöffnung, welche
einen Teil der Außenwandung des Endstücks 20b bildet.
Die Schlauchhülse 6b ist von einem elastischen äußeren
Schlauchstück 7b umgeben, welches sich in Richtung
eines Partikelleitrohrs 4b über die starre Schlauchhülse
6b hinaus erstreckt. Für den Fall, dass die Schlauchhülse
6b elektrisch leitfähig ist, kann vorgesehen sein, die
Schlauchhülse 6b als Antenne einer Fördersensorein-
richtung auszubilden oder zu verwenden, welche als
Funktionseinrichtung des Endstücks angesehen werden
kann. Dabei kann die Schlauchhülse 6b zur Datenüber-
mittlung mit einer Steuereinrichtung verbunden oder ver-
bindbar sein, die es vermag, übermittelte Daten bezüg-
lich des Partikelstroms auszuwerten. Dazu kann ein ge-
eigneter elektrischer Leiter vorgesehen sein. Eine Ein-
gangsöffnung B wird durch das erste Schlauchstück 7b
dort definiert, wo ein Partikelstrom aus dem Partikelleit-
rohr 4b in den Partikelströmungsraum innerhalb des ers-
ten Schlauchstücks 7b einzuströmen vermag. Der Innen-
durchmesser der Schlauchhülse 6b entspricht dem In-
nendurchmesser des Schlauchstücks 7b in dem Bereich
zwischen der Schlauchhülse 6b und der Eingangsöff-
nung B. Insgesamt ergibt sich ein gleichmäßiger Innen-
durchmesser für den Partikelströmungsbereich im End-
stück 20b. Das äußere Schlauchstück 7b ist ferner dazu
ausgebildet, einen unteren Teil des Partikelleitrohrs 4b
zu umgeben und wird durch eine Schellenanordnung 11b
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derart gegen das Partikelleitrohr 4b gedrückt, dass sich
eine kraftschlüssige Verbindung zwischen Partikelleit-
rohr 4b und Endstück 20b ergibt. Der Innendurchmesser
des Partikelströmungsraums des Endstücks 20b ent-
spricht dem Innendurchmesser des Partikelleitrohrs 4b,
so dass sich auch in dieser Variante für einen Partikel-
strom keine Verjüngung des Strömungsquerschnitts er-
gibt. Im Bereich der Ausgangsöffnung A des Endstücks
20b ist das äußere Schlauchstück 7b in der durch die
Schlauchhülse 6b gebildeten Ummantelung aufgenom-
men. Es ist ferner ein elastischer Schutzmantel 10b vor-
gesehen, welcher den restlichen Umfangsbereich des
Schlauchstücks 7b umgibt. Das Schlauchstück 7b ist aus
einem elastischen Material mit einer Wärmeleitfähigkeit
ausgebildet, die geringer ist als die Wärmeleitfähigkeit
der Schlauchhülse 6b. Somit ergibt sich einerseits eine
Wärmeisolierung nach außen. Andererseits wird durch
die Elastizität des Schlauchstücks 7b sichergestellt, dass
sich die Ausgangsöffnung A im montierten Zustand re-
lativ zur Eingangsöffnung B bewegen lässt. Somit ergibt
sich auch in dieser Variante ein flexibles Endstück. Durch
das Verwenden einer Fördersensoreinrichtung im End-
stück kann eine Überwachung des tatsächlich ausge-
brachten Partikelstroms durchgeführt werden.
[0024] Figur 4 zeigt eine vierte Variante eines End-
stücks 20c. In diesem Beispiel ist ein Heizelement 5c in
einem ersten Schlauchstück 6c aus einem elastischen
Material aufgenommen. Das Heizelement 5c ist über ei-
nen übergangsloses Anschlusskabel 8c mit einer Strom-
versorgung verbunden oder verbindbar und kann als Teil
einer eine Funktionseinrichtung bildenden Heizeinrich-
tung angesehen werden. Das erste Schlauchstück 6c
bildet außerdem eine Stirnseite 9c im Bereich der Aus-
gangsöffnung A. Das erste Schlauchstück 6c definiert
eine Ausgangsöffnung A und eine Eingangsöffnung B.
Die Ausgangsöffnung A ist im Vergleich zur Eingangs-
öffnung B abgeschrägt. Die Querschnittsfläche der Ein-
gangsöffnung B ist kleiner als die Querschnittsfläche der
Ausgangsöffnung A. Es ist ein äußeres Schlauchstück
7c vorgesehen, welches das erste Schlauchstück 6c um-
gibt und sich über die Eingangsöffnung B hinaus in Rich-
tung eines starren Partikelleitrohrs 4c der Partikelstreu-
anlage erstreckt. Das äußere Schlauchstück 7c ist aus
einem elastischen Material ausgebildet, dessen Wärme-
leitfähigkeit geringer ist als die Wärmeleitfähigkeit des
elastischen Materials des ersten Schlauchstücks 6c. Der
Umfangsbereich des äußeren Schlauchstücks 7c ist
ähnlich wie die Stirnseite 9c des ersten Schlauchstücks
6c von einem Schutzmantel 10c, 12c umgeben. Über
eine Schellenanordnung 11c ist das äußere Schlauch-
stück 7c eingangsöffnungsseitig kraftschlüssig mit dem
Partikelleitrohr 4c verbunden. Durch die Elastizität der
Schlauchstücke 6c und 7c ergibt sich auch in dieser Va-
riante ein flexibles Endstück 20c.
[0025] Figur 5 zeigt eine weitere Variante eines End-
stücks 20d. Das Endstück 20d weist ein erstes elasti-
sches Schlauchstück 6d auf, welches eine Ausgangsöff-
nung A und eine Eingangsöffnung B definiert. Das erste

Schlauchstück 6d erstreckt sich in Richtung eines starren
Partikelleitrohrs 4d über die Eingangsöffnung B hinaus.
Der innere Durchmesser des ersten Schlauchstücks 6d
ist derart gewählt, dass es die Außenwandung des Par-
tikelleitrohrs 4d zu umgeben vermag. Über eine Schelle
11d wird das erste Schlauchstück 6d derart mit dem Au-
ßenwandbereich des Partikelleitrohrs 4d verbunden,
dass ein Partikelstrom aus dem Partikelleitrohr 4d über
die Eingangsöffnung B in das Endstück 20d einströmen
kann, insbesondere in einen Partikelströmungsraum in-
nerhalb des ersten Schlauchstücks 6d. Um das erste
Schlauchstück 6d ist ein Heizdraht 5d zu einer Heizspule
gewickelt, welcher übergangslos über ein Anschlusska-
bel 8d mit einer Stromversorgung verbunden oder ver-
bindbar sein kann. Das erste Schlauchstück 6d ist über
einen Teil seiner Längserstreckung von einem äußeren
Schlauchstück 7d umgeben. Das Material des äußeren
Schlauchstücks 7d ist ebenfalls elastisch, weist aber eine
niedrigere Wärmeleitfähigkeit auf als das Material des
ersten Schlauchstücks 6d. Der Heizdraht 5d ist zwischen
dem ersten Schlauchstück 6d und dem äußeren
Schlauchstück 7d angeordnet und steht in berührendem
Kontakt mit einer Außenseite des ersten Schlauchstücks
6d. Der Heizdraht 5d kann als Teil einer als Funktionsein-
richtung des Endstücks wirkenden Heizeinrichtung an-
gesehen werden. Es kann vorgesehen sein, dass das
Anschlusskabel 8d und der Heizdraht 5d derart ausge-
bildet sind, dass nur ein unterer Bereich 17d als Heize-
lement 5d wirken und der Heizdraht 5d oberhalb des Be-
reichs 17d zum Bereitstellen eines Stroms und zur Sta-
bilisierung des ersten Schlauchstücks 6d ausgebildet ist,
aber im Wesentlichen nicht zur Heizwirkung beiträgt. So-
mit wird insbesondere der Bereich des Endstücks 20d
geheizt, in welchem sich besonders leicht Wasser und
Eis absetzen kann. Das Anschlusskabel 8d wird in einem
dem Partikelleitrohr 4d naheliegenden Bereich des äu-
ßeren Schlauchstücks 7d aus dem äußeren Schlauch-
stück 7d geführt. Das äußere Schlauchstück 7d ist vom
Bereich der Ausgangsöffnung A bis etwa zu dem Be-
reich, in welchem das Anschlusskabel 8d herausgeführt
wird oder in etwa über einen Bereich, welcher der Erstre-
ckung der Heizspule 5d entspricht, von einem Schutz-
mantel 10d umgeben. In dieser Variante ergibt sich be-
reits durch die Flexibilität des elastischen Schlauch-
stücks 6d eine Flexibilität des Endstücks 20d. Somit kann
vorgesehen sein, dass das äußere Schlauchstück 7d
und/oder der Schutzmantel 10d aus einem wenig elasti-
schen oder gar starren Material hergestellt ist, da sich
allein durch die Flexibilität und flexible Anbindung des
ersten Schlauchstücks 6d eine Verschiebbarkeit der
Ausgangsöffnung A relativ zur Eingangsöffnung B ergibt.
[0026] Figur 6 zeigt eine sechste Variante eines End-
stücks 20e. In diesem Beispiel ist vorgesehen, dass ein
starres Anschlussstück 4e des Endstücks 20e mit einem
nicht gezeigten Partikelleitrohr oder Partikelleitschlauch
verbindbar ist, beispielsweise wie mit Bezug auf Figur 1
beschrieben. Das Anschlussstück 4e bildet eine Ein-
gangsöffnung B, durch welche ein Partikelstrom in das
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Endstück 20e eingespeist werden kann, sowie einen Teil
eines Partikelströmungsraums innerhalb des Endstücks
20e. An das Anschlussstück 4e schließt ein erstes
Schlauchstück 6e an, welches eine Fortsetzung des Par-
tikelströmungsbereichs bildet und eine Ausgangsöff-
nung A bereitstellt. Außerdem bildet das Material des
inneren Schlauchstücks 6e einen Stirnbereich 9e im Be-
reich der Ausgangsöffnung. Es kann vorgesehen sein,
dass das erste Schlauchstück 6e kraft- oder stoffschlüs-
sig mit dem Anschlussstück 4e verbunden ist. Beispiels-
weise kann das erste Schlauchstück 6e an seiner an-
schlussstückseitigen Stirnseite an das Anschlussstück
4e vulkanisiert oder geklebt sein. Es ist ferner ein äuße-
res Schlauchstück 7e vorgesehen, welches den Bereich
des ersten Schlauchstück 6e umgibt, der nicht die Stirn-
seite 9e bildet. Das äußere Schlauchstück 7e umgibt au-
ßerdem zumindest einen Teilbereich des Anschluss-
stücks 4e. Das äußere Schlauchstück 7e ist aus einem
elastischen Material mit einer geringeren Wärmeleitfä-
higkeit ausgebildet als sie das elastische Material des
inneren Schlauchstücks 6e aufweist. Ähnlich wie mit Be-
zug auf die anderen Figuren beschrieben, ist ein Schutz-
mantel 10e und 12e vorgesehen. In das Material des
inneren Schlauchstücks 6e eingebettet ist ein Heizele-
ment 5e, das in diesem Beispiel als ein zu einer Spule
gewickelter Heizdraht ausgeführt ist, welcher über eine
übergangslose Verbindung zu einem Anschlusskabel
18e geführt ist. Das Heizelement stellt einen Teil einer
als Funktionseinrichtung des Endstücks 20e anzusehen-
den Funktionseinrichtung dar. Es ist ferner eine Antenne
19e vorgesehen, welche in einem Innenwandbereich des
ersten Schlauchstücks 6e ausgebildet ist. Die Antenne
19e kann beispielsweise mindestens einen ringförmigen
Bereich oder mehrere, elektrisch voneinander getrennte
ringförmige Bereiche aufweisen. Die Antenne 19e kann
als Teil einer Fördersensoreinrichtung angesehen wer-
den, welche eine weitere Funktionseinrichtung des End-
stücks 20e bildet. Zweckmäßigerweise ist die Antenne
19e durch eine elektrisch nicht leitfähige Hülse 13e von
dem ersten Schlauchstück 6e und/oder dem Heizele-
ment 5e elektrisch isoliert. Ein durch das äußere
Schlauchstück 7e geführtes Anschlusskabel 18e weist
mindestens eine Anschlussleitung auf, welche mit der
Antenne 19e verbunden ist. Es ist ein Schutzmantel 12e
vorgesehen, welcher das erste Schlauchstück 6e stirn-
seitig umgibt und einen mechanischen Schutz für die
Stirnseite 9e bildet. Ferner ist ein Gewebeschutz 10e vor-
gesehen, welcher den Umfang des äußeren Schau-
stücks 7e im Wesentlichen in einem Bereich umgibt, in
welchem sich die Heizspule 5e erstreckt. Der Schutz-
mantel 10e ist aus einem gegen mechanische Einwir-
kungen robusten, elektrisch leitfähigen Gewebe ausge-
bildet, insbesondere aus einem metallischen Gewebe.
Mindestens eine Leitung des Anschlusskabels 18e ist
elektrisch leitend mit dem Schutzmantel 10e verbunden.
Somit kann der Schutzmantel 10e als Bezugspotential
für die über das elektrische Anschlusskabel 18e verbun-
dene Funktionseinrichtungen Antenne 19e und Heizele-

ment 5e und/oder gegebenenfalls eine angeschlossene
elektronische Steuereinrichtung dienen. Durch die elas-
tischen Eigenschaften des ersten Schlauchstücks 6e
und des äußeren Schlauchstücks 7e lässt sich die Aus-
gangsöffnung A relativ zur Eingangsöffnung verschie-
ben. Somit ist das Endstück 20e ebenfalls ein flexibles
Endstück.
[0027] Figur 7 zeigt eine weitere Variante eines End-
stücks 20f. Das Endstück 20f umfasst ein erstes
Schlauchstück 6f, welches einen Teil eines Partikelströ-
mungsraums und eine Ausgangsöffnung A des End-
stücks 20f definiert. Im Bereich der Ausgangsöffnung A
bildet das erste Schlauchstück 6f außerdem einen Stirn-
bereich 9f. In das Material des ersten Schlauchstücks 6f
eingebettet ist ein Heizelement 5f, welches in diesem
Beispiel als ein zu einer Heizspule geformter Heizdraht
ausgeführt ist, welcher übergangslos über ein An-
schlusskabel 8f an eine elektronische Steuereinrichtung
15f angeschlossen ist. Das Heizelement 5f kann als Teil
einer eine Funktionseinrichtung darstellenden Heizein-
richtung angesehen werden. Eingangsöffnungsseitig
schließt an das erste Schlauchstück 6f eine elektrisch
nicht leitfähige Hülse 13f an, welche eine an die Hülse
13f anschließende Antenne 19f elektrisch von dem ers-
ten Schlauchstück 6f isoliert. Die Antenne 19f ist über
ein nicht bezeichnetes Anschlusskabel mit der elektro-
nischen Steuereinrichtung 15f verbunden. Die Antenne
19f kann als Teil einer eine weitere Funktionseinrichtung
des Endstücks darstellenden Fördersensoreinrichtung
angesehen werden. Eingangsöffnungsseitig schließt an
die Antenne 19f eine zweite elektrisch nicht leitende Hül-
se 13f an, welche die Antenne 19f elektrisch von einem
starren Anschlussstück 4f isoliert. Das Anschlussstück
4f bildet eine Eingangsöffnung B des Endstücks 20f und
kann wie oben beschrieben mit einem Partikelleit-
schlauch oder einem Partikelleitrohr verbunden oder ver-
bindbar sein. Ein äußeres Schlauchstück 7f umgibt das
erste Schlauchstück 6f, die Hülsen 13f, die Antenne 19f
und zumindest teilweise einen Außenumfang des An-
schlussstücks 4f. Das äußere Schlauchstück weist eine
niedrigere Wärmeleitfähigkeit auf als das erste
Schlauchstück 6f und ist elektrisch nicht leitend ausge-
bildet. Das äußere Schlauchstück 7f ist wiederum durch
einen Schutzmantel 10f umgeben, der in diesem Beispiel
aus einem elektrisch leitfähigen Gewebematerial ausge-
bildet ist. Es ist ferner ein stirnseitiger Schutzmantel 12f
vorgesehen, der aus einem anderen Material hergestellt
sein kann als der Schutzmantel 10f, aber nicht muss. Die
Steuereinrichtung 15f kann über eine elektrische Leitung
mit dem Schutzmantel 10f verbunden sein, welcher ein
Bezugspotential definieren kann. Wie zu erkennen ist,
verbreitert sich der Innendurchmesser des Schlauch-
stücks 6f von seinem eingangsseitigen Ende bis zur Aus-
gangsöffnung A. Dies erleichtert es, eventuell vorhande-
nen angetauten Eisklumpen aus dem Endstück 20f zu
fallen. Ferner verjüngt sich der Außendurchmesser des
Schlauchstücks 7f gemeinsam mit der Stirnseite 9f zu
Ausgangsöffnung A, wodurch sich der Außendurchmes-
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ser des Endstücks zur Ausgangsöffnung A hin verjüngt.
Dies erleichtert es eventuell vorhandenen angetauten
Eisklumpen, welche das Endstück etwa ringförmig um-
geben, von dem Endstück 20f zu fallen. Die Steuerein-
richtung 15f umfasst eine Temperatursensoreinrichtung
16f, welche einen Thermostat umfassen kann. Die Tem-
peratursensoreinrichtung 16f kann eine oder mehrere
Messfühler aufweisen, die zum Erfassen der Temperatur
beispielsweise im Partikelströmungsbereich und/oder
der Antenne 19f und/oder des ersten Schlauchstücks 6f
und/oder des Anschlussstücks 4f ausgebildet sein kön-
nen. Es kann auch vorgesehen sein, dass die Tempera-
tursensoreinrichtung 16f zum Erfassen der Temperatur
des Heizdrahts und/oder des Materials des ersten
Schlauchstücks 6f und/oder des äußeren Schlauch-
stücks 7f ausgebildet ist. Es kann zweckmäßig sein,
wenn ein Temperaturfühler der Temperatursensorein-
richtung 16f in einer der Hülsen 13f angeordnet ist und
in wärmeübertragenden Kontakt und/oder physischen
Kontakt mit dem Partikelströmungsbereich des End-
stücks 20f angeordnet ist. Die Temperatursensoreinrich-
tung 16f kann als eine Funktionseinrichtung des End-
stücks 20f angesehen werden. Die in Figur 7 gezeigte
Variante weist mehrere elektrisch betriebene Funkti-
onseinrichtungen auf, die als Teil des Endstücks ausge-
bildet sind. Eine dieser Funktionseinrichtungen umfasst
das Heizelement 5f, welches zum Aufwärmen des End-
stücks dient. Eine weitere Funktionseinrichtung ist durch
die als Fördersensoreinrichtung wirkende Antenne 19f
gegeben. Es kann vorgesehen sein, dass auch das Hei-
zelement 5f oder nur das Heizelement 5f als Antenne für
eine Fördersensoreinrichtung dient, wobei in diesem Fall
die Antenne wegfallen kann. In diesem Fall kann die
Steuereinrichtung 15f dazu ausgebildet sein, die Heizwir-
kung betreffenden Signale von den einen Partikelstrom
betreffenden Signalen zu separieren. Eine weitere Funk-
tionseinrichtung wird durch die Temperatursensorein-
richtung 16f gebildet, die zumindest teilweise als Teil der
Steuereinrichtung 15f ausgebildet sein kann. Allgemein
kann die Steuereinrichtung 15f dazu ausgebildet sein,
die Heizeinrichtung, insbesondere das Heizelement 5f,
basierend auf Signalen der Temperatursensoreinrich-
tung 16f zu steuern, insbesondere basierend auf einer
von dieser Temperatursensoreinrichtung 16f gemesse-
nen Temperatur. Die Steuereinrichtung 15f kann ferner
dazu ausgebildet sein, Signale der Antenne 19f zu emp-
fangen, weiterzuleiten und/oder auszuwerten. Es kann
besonders zweckmäßig sein, wenn die Steuereinrich-
tung 15f dazu ausgebildet ist, über ein gemeinsames An-
schlusskabel 14f an eine Steuereinrichtung und/oder zur
Steuerung einer Partikelstreuanlage angeschlossen
oder anschließbar zu sein. So kann beispielsweise vor-
gesehen sein, dass die Steuereinrichtung 15f dazu aus-
gebildet ist, die Partikelstreuanlage basierend auf Sig-
nalen von der Fördersensoreinrichtung anzusteuern, et-
wa basierend auf Messwerten von der Antenne 19f. So-
mit kann ein Steuer- oder Regelkreis beispielsweise im
Bereich des Endstücks 20f ausgebildet sein, wodurch

sichergestellt wird, dass eine gewünschte Partikelstreu-
menge auch dort anfällt, wo sie auf die Schiene aufge-
bracht werden soll. Es kann vorgesehen sein, dass die
Steuereinrichtung 15f dazu ausgebildet ist, Steuerpara-
meter von einer Steuereinrichtung des Schienenfahr-
zeugs oder der Partikelstreuanlage zu empfangen, wel-
che beispielsweise eine gewünschte Streumenge
und/oder einen gewünschten Partikelstrom angeben
können. Wie in Figur 7 zu erkennen ist, sind die Funkti-
onseinrichtungen im jeweils im ersten Schlauchstück 6f
oder im äußeren Schlauchstück 7f eingebettet oder da-
von umgeben und somit innerhalb des Endstücks 20f
aufgenommen. Insbesondere sind alle Funktionseinrich-
tungen von dem Schutzmantel 10f schützend umgeben.
[0028] Die in der vorstehenden Beschreibung, in den
Zeichnungen sowie in den Ansprüchen offenbarten
Merkmale der Erfindung können, innerhalb des durch die
Ansprüche festgelegten Schutzbereiches, sowohl ein-
zeln als auch in beliebiger Kombination für die Verwirk-
lichung der Erfindung wesentlich sein.

Bezugszeichenliste

[0029]

1 Partikelleitschlauch
2 Stützhülse
3 Adapter
4 Anschlussstück
5 Heizelement
6 erstes Schlauchstück
7 äußeres Schlauchstück
8 Anschlusskabel
9 Stirnseite
10 Schutzmantel
11 Verbindungsschelle
12 Schutzmantel
13 elektrische Isolierung
14 Anschlusskabel
15 Steuereinrichtung
16 Temperatursensoreinrichtung
17 beheizter Bereich
18 Anschlusskabel
19 Antenne
20 Endstück
A Ausgangsöffnung
B Eingangsöffnung

Patentansprüche

1. Endstück (20) für eine Partikelstreuanlage für ein
Schienenfahrzeug, umfassend mindestens eine
elektrisch betriebene oder elektrisch betreibbare
Funktionseinrichtung (5, 15, 16, 19), dadurch ge-
kennzeichnet, dass das Endstück (20) weiterhin
mindestens ein elastisches Schlauchstück (6, 7) um-
fasst, und dass das Endstück (20) flexibel ausgebil-
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det ist.

2. Endstück nach Anspruch 1, wobei die mindestens
eine Funktionseinrichtung eine Heizeinrichtung (5)
und/oder eine Sensoreinrichtung (16, 19) und/oder
eine elektronische Steuereinrichtung (15) umfasst.

3. Endstück nach Anspruch 1 oder 2, wobei die min-
destens eine Funktionseinrichtung eine elektroni-
sche Steuereinrichtung (15) umfasst, welche dazu
ausgebildet ist, die Partikelstreuanlage anzusteu-
ern.

4. Endstück nach einem der vorhergehenden Ansprü-
che, wobei die die mindestens eine Funktionsein-
richtung eine elektronische Steuereinrichtung (15)
umfasst, welche es vermag, Sensorsignale von ei-
ner Fördersensoreinrichtung (19) zu empfangen.

5. Endstück nach Anspruch 4, wobei die elektronische
Steuereinrichtung (15) dazu ausgebildet ist, die Par-
tikelstreuanlage basierend auf den Sensorsignalen
von der Fördersensoreinrichtung (19) anzusteuern.

6. Endstück nach einem der vorhergehenden Ansprü-
che, wobei die mindestens eine Funktionseinrich-
tung eine elektronische Steuereinrichtung (15) um-
fasst, die es vermag, Sensorsignale von einer Tem-
peratursensoreinrichtung (16) zu empfangen.

7. Endstück nach Anspruch 6, wobei die mindestens
eine Funktionseinrichtung ferner eine Heizeinrich-
tung (5) umfasst.

8. Endstück nach Anspruch 7, wobei die Steuereinrich-
tung (15) dazu ausgebildet ist, die Heizeinrichtung
(5) basierend auf Sensorsignalen von der Tempera-
tursensoreinrichtung (16) anzusteuern.

9. Partikelstreuanlage für ein Schienenfahrzeug mit ei-
ner Partikelleiteinrichtung und einem daran ange-
brachten oder anbringbaren Endstück (20) nach ei-
nem der Ansprüche 1 bis 8.

10. Schienenfahrzeug mit einer Partikelstreuanlage
nach Anspruch 9.

Claims

1. Endpiece (20) for a particle distribution system, com-
prising at least one electrically operated or operable
functional unit (5, 15, 16, 19), characterised in that
the Endpiece (20) comprises at least one elastic
hose section (6, 7) and the Endpiece (20) is of flexible
design.

2. Endpiece according to Claim 1, wherein the at least

one functional unit comprises a heating device (5)
and/or a sensor device (16, 19) and/or an electronic
control unit (15).

3. Endpiece according to Claims 1 or 2, wherein the at
least one functional unit comprises an electronic con-
trol unit (15) which is designed to actuate the particle
distribution system.

4. Endpiece according to any of the preceding claims,
wherein the at least one functional unit comprises
an electronic control unit (15) which can receive sen-
sor signals from a delivery sensor device (19).

5. Endpiece according to Claim 4, wherein the elec-
tronic control unit (15) is designed to actuate the par-
ticle distribution system on the basis of the sensor
signals received from the delivery sensor device
(19).

6. Endpiece according to any of the preceding claims,
wherein the at least one functional unit comprises
an electronic control unit (15) which can receive sen-
sor signals from a temperature sensor device (16).

7. Endpiece according to Claim 6, wherein the at least
one functional unit also comprises a heating device
(5).

8. Endpiece according to Claim 7, wherein the control
unit (15) is designed to actuate the heating device
(5) on the basis of sensor signals received from the
temperature sensor device (16).

9. Particle distribution system for a rail vehicle, with a
particle delivery device and an endpiece (20) at-
tached or attachable thereto, according to any of
Claims 1 to 8.

10. Rail vehicle having a particle distribution system ac-
cording to Claim 9.

Revendications

1. Buse (20) pour une installation d’épandage de par-
ticules d’un véhicule ferroviaire, comprenant au
moins un dispositif (5, 15, 16, 19) fonctionnel, fonc-
tionnant à l’électricité ou pouvant fonctionner à l’élec-
tricité, caractérisé en ce que la buse (20) com-
prend, en outre, au moins une pièce (6, 7) de tuyau
souple élastique et en ce que la buse (20) est souple.

2. Buse suivant la revendication 1, dans laquelle le au
moins un dispositif fonctionnel comprend un dispo-
sitif (5) de chauffage et/ou un dispositif (16, 19) de
capteur et/ou un dispositif (15) électronique de com-
mande.
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3. Buse suivant la revendication 1 ou 2, dans laquelle
le au moins un dispositif fonctionnel comprend un
dispositif (15) électronique de commande, constitué
pour commander l’installation d’épandage de parti-
cules.

4. Buse suivant l’une des revendications précédentes,
dans laquelle le au moins un dispositif fonctionnel
comprend un dispositif (15) électronique de com-
mande, qui permet de recevoir des signaux de cap-
teur d’un dispositif (19) de capteur de transport.

5. Buse suivant la revendication 4, dans laquelle le dis-
positif (15) électronique de commande est constitué
pour commander l’installation d’épandage de parti-
cules sur la base des signaux de capteur du dispositif
(19) de capteur de transport.

6. Buse suivant l’une des revendications précédentes,
dans laquelle le au moins un dispositif fonctionnel
comprend un dispositif (15) électronique de com-
mande, qui permet de recevoir des signaux de cap-
teur d’un dispositif (16) de capteur de température.

7. Buse suivant la revendication 6, dans laquelle le au
moins un dispositif fonctionnel comprend, en outre,
un dispositif (5) de chauffage.

8. Buse suivant la revendication 7, dans laquelle le dis-
positif (15) de commande est constitué pour com-
mander le dispositif (5) de chauffage sur la base de
signaux de capteur du dispositif (16) de capteur de
température.

9. Installation d’épandage de particules d’un véhicule
ferroviaire, comprenant un dispositif de conduite de
particules et une buse (20) suivant l’une des reven-
dications 1 à 8, qui y est mise ou qui peut l’être.

10. Véhicule ferroviaire ayant une installation d’épanda-
ge de particules suivant la revendication 9.
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